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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
UE Union européenne
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Entraide judiciaire

Die Auseinandersetzungen mit den USA über die Auslieferung von Kundendaten der UBS
veranlasste die FDP-Fraktion, mit einer Motion die Beschleunigung im Verfahren der
Internationalen Rechtshilfe zu fordern. Dies soll vor allem mit einer Beschränkung der
Einsprachemöglichkeiten geschehen. Der Nationalrat überwies diesen Vorstoss
einstimmig wie auch eine ähnliche, auf die Amtshilfe bezogene Motion Bischof (cvp, SO)
(Mo. 09.3319). Zustimmung fand auch eine Motion der BDP, welche verlangt, das
Rechtshilfegesetz sei in dem Sinne zu ändern, dass die Schweiz ausnahmsweise bei
allen Fiskaldelikten Rechtshilfe gewähren kann, wenn bei Verweigerung der Rechtshilfe
wichtige Interessen des Landes auf dem Spiel stehen. 1

MOTION
DATE: 12.06.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat nahm zwei der drei Motionen zur internationalen Rechtshilfe an, die vom
Nationalrat bereits 2009 überwiesen worden waren. Die Annahme einer
Fraktionsmotion der FDP (Mo. 09.3056) sowie der Motion Bischof (cvp, SO) (Mo.
09.3319), die – im Zusammenhang mit der Auslieferung der Kundendaten der UBS an die
USA – beide eine Beschleunigung der internationalen Rechtshilfeverfahren forderten,
war unbestritten. Die Motion der BDP (Mo. 09.3326), die eine Revision des
Rechtshilfegesetzes verlangte, wurde hingegen abgelehnt mit der Begründung, dass die
Anpassungen im Bereich der Amtshilfe abgewartet werden sollen. 2

MOTION
DATE: 10.06.2010
MARC BÜHLMANN

Droit privé

Der Nationarat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen oppositionslos eine
Motion der FDP-Fraktion für eine Erhöhung des Verzugszinses für säumige Schuldner
nach Ablauf der vereinbarten Zahlungsfrist. Der gemäss Art. 104 OR geltende Zins von
5% decke die Kosten der Gläubiger bei weitem nicht mehr und sollte nach Ansicht der
Motionäre angemessen erhöht werden. Da im Vorstoss keine exakte Zahl für den neuen
Zinssatz enthalten war, empfahl ihn auch der Bundesrat zur Annahme. Dies im
Gegensatz zu einer im Berichtsjahr von der SVP-Fraktion eingereichten, vom Parlament
noch nicht behandelten Motion, die explizit einen Satz von 10% fordert. 3

MOTION
DATE: 17.12.2008
HANS HIRTER

Protection des données et statistique

Die Fraktion der FDP befürchtete, dass es im Nachgang der Revision des
Bundesgesetzes über den Datenschutz sowie des Inkrafttretens der EU-
Datenschutzgrundverordnung zu Doppelspurigkeiten im Datenschutz kommen werde,
weil die Datenschutzaufsichten der EU und der Schweiz nicht aufeinander abgestimmt
seien. Wenn in der Schweiz niedergelassene Personen Daten von Personen bearbeiten,
die sich in der EU befinden, fällt diese Datenbearbeitung auch in den
Anwendungsbereich der EU-Verordnung. Dadurch unterstünden Schweizer
Unternehmen mit Kunden im EU-Raum nicht mehr nur der Aufsicht des EDÖB, sondern
auch jener aller betroffenen EU-Datenschutzbehörden, was gerade in puncto
Meldepflichten einen erheblichen, unnötigen Mehraufwand mit sich bringe. In einer
Motion forderte die FDP-Fraktion den Bundesrat auf, mit der EU Sondierungsgespräche
zu führen mit dem Ziel, die Anwendung des jeweils geltenden Datenschutzrechts zu
koordinieren. Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme, dass eine effiziente
Zusammenarbeit in diesem Bereich sowohl im Interesse der Schweizer Behörden als
auch der Behörden der EU liegen müsse und signalisierte auch seine Bereitschaft zur
Aufnahme solcher Sondierungsgespräche mit der EU. Im Nationalrat erfuhr der Vorstoss
in der Wintersession 2016 stillschweigende Zustimmung. 4

MOTION
DATE: 16.12.2016
KARIN FRICK
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Die Motion der FDP-Fraktion „Gegen Doppelspurigkeiten im Datenschutz“ brachte,
nachdem sie im Dezember 2016 vom Nationalrat stillschweigend angenommen worden
war, auch im Ständerat keinen Diskussionsbedarf mit sich. Die SPK-SR erwägte in ihrer
Vorberatung einzig, dass sie sich den Ausführungen des Bundesrates anschliesse und
beantragte einstimmig die Annahme der Motion. In der Frühjahrssession 2017 hiess die
Ständekammer den Vorstoss diskussionslos gut. Der Bundesrat muss nun mit der EU
Sondierungsgespräche über Zuständigkeiten im Datenschutz aufnehmen. 5

MOTION
DATE: 27.02.2017
KARIN FRICK

In der digital vernetzten Welt, in der wir leben, müsse auch die öffentliche Verwaltung
die Chancen der Digitalisierung nutzen und Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung
beseitigen, forderte die FDP-Fraktion in einer Motion. Unternehmen sollen von
Statistik- und Kontrollaufwand entlastet werden, indem sie nicht die gleichen
Informationen an verschiedene Behörden liefern müssen. Aus diesem Grund soll der
Bundesrat dafür sorgen, dass die Koordination zwischen dem Bundesamt für Statistik
und den anderen Bundesämtern sowie Kantons- und Gemeindebehörden verbessert
wird. In seiner Stellungnahme erachtete der Bundesrat die Stossrichtung der Motion als
mit den Zielen der Strategie Digitale Schweiz und der E-Government-Strategie
vereinbar. Er teile das Anliegen, den Aufwand bei der Abwicklung von
Behördengeschäften zu reduzieren, und beantragte die Motion folglich zur Annahme.
Nachdem die Motion vom Nationalrat im März 2017 diskussionslos angenommen worden
war, stimmte ihr im Sommer auch der Ständerat auf Antrag seiner einstimmigen WBK
stillschweigend zu. 6

MOTION
DATE: 13.06.2017
KARIN FRICK

Mit einer im März 2017 eingereichten Motion wollte die FDP-Fraktion die elektronische
Identität und damit auch den landesweiten Bürokratieabbau vorantreiben. Sie stellte
in dem Vorstoss drei konkrete Forderungen an den Bundesrat, die er bei der
Erarbeitung des E-ID-Gesetzes berücksichtigen soll. Damit die Systeme vielseitig
einsetzbar sind, soll erstens die Interoperabilität durch offene Schnittstellen –
beispielsweise zum Identitätsverbund Schweiz, zu den Kantonen und Gemeinden, aber
auch zum Ausland – gewährleistet werden. Zweitens soll der Bundesrat
Sicherheitsstandards für die Dienstleistungsanbieter definieren und als Kontrollinstanz
deren Einhaltung überwachen. Da die elektronische Identität echten Nutzen für
Privatpersonen, Unternehmen und den Bund mit sich bringe, sei dem Projekt drittens
die entsprechende Priorität einzuräumen, sowohl im Hinblick auf eine zeitnahe
Umsetzung als auch bezüglich einer sichergestellten Finanzierung der
verwaltungsinternen Vorleistungen. In der Herbstsession 2017 behandelte der
Nationalrat den Vorstoss, der von der SVP-Fraktion mit dem Argument bekämpft wurde,
dass der Staat bei der Herausgabe der elektronischen Identität nicht nur eine
Kontrollfunktion innehaben, sondern diese als hoheitliche Aufgabe selbst übernehmen
sollte. Nachdem Bundesrätin Simonetta Sommaruga jedoch versichert hatte, dass diese
Motion keinen Einfluss auf die Frage nach der staatlichen oder privaten Einführung der
elektronischen Identität habe, wurde die Bekämpfung eingestellt und die Motion
stillschweigend angenommen. 7

MOTION
DATE: 20.09.2017
KARIN FRICK

Die Motion der FDP-Fraktion, welche im Zusammenhang mit der Erarbeitung des E-ID-
Gesetzes eine Reihe an Forderungen an den Bundesrat stellte, wurde in der
Frühjahrssession 2018 auch vom Ständerat stillschweigend angenommen. 8

MOTION
DATE: 28.02.2018
ELIA HEER

Mit der Botschaft zum E-ID-Gesetz beantragte der Bundesrat die Abschreibung der
Motion der FDP-Fraktion, mit deren Annahme das Parlament drei Forderungen
betreffend die Interoperabilität, die Sicherheit und die Priorisierung der E-ID an den
Bundesrat gerichtet hatte, die er bei der Ausarbeitung des Gesetzes zu berücksichtigen
habe. Der Bundesrat erachtete das Anliegen der Motion durch seinen Entwurf für das
E-ID-Gesetz als erfüllt. Im Zuge der Beratung des E-ID-Gesetzes folgten die beiden Räte
dem Antrag des Bundesrates und schrieben die Motion im Frühjahr bzw. Sommer 2019
ab. 9

MOTION
DATE: 04.06.2019
ELIA HEER
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Sécurité intérieure

Die FDP-Liberale-Fraktion hat mit einer Motion den Bundesrat beauftragt, zur
Verstärkung der Schweizer Souveränität einen Entwurf eines
„Souveränitätsschutzgesetzes“ auszuarbeiten, um Rechtsverletzungen der Souveränität
präventiv zu verhindern. Der Nationalrat folgte dem Antrag des Bundesrates und nahm
die Motion an. Siehe auch Teil I, Kapitel 4 (Banken). 10

MOTION
DATE: 17.06.2011
NADJA ACKERMANN

Nachdem der Nationalrat mit der Annahme einer Motion der FDP-Liberale-Fraktion der
Beauftragung des Bundesrates mit der Ausarbeitung eines Souveränitätsgesetzes
zugestimmt hatte, hat der Bundesrat bereits im November 2011 einen ersten Entwurf in
die verwaltungsinterne Konsultation geschickt. Der Entwurf sieht eine Regelung der
Grundsätze der Massnahmen zum Schutz der schweizerischen Souveränität vor
Beeinträchtigungen durch ausländische Rechtsordnungen vor. Die kleine Kammer
überwies die Motion in der Frühjahrssession. Der Gesetzesentwurf soll 2013 in die
Vernehmlassung gegeben werden. Siehe auch Teil I, Kapitel 4 (Banken, Börsen und
Versicherungen). 11

MOTION
DATE: 29.02.2012
NADJA ACKERMANN

Die FDP-Fraktion sähe zwecks erhöhter Sicherheit gerne die Produktivität und
Wirksamkeit der Eidgenössischen Zollverwaltung und der Grenzwacht gesteigert.
Umfassende Modernisierungsmassnahmen und ein risikoorientierter Personalbestand
bei der Grenzwacht waren die zentralen Bestandteile der Forderung, der sie in einer
Motion Ausdruck verliehen hatte. Die Wirksamkeit von Kontrollen beim Grenzübertritt
hänge massgeblich von deren Anzahl und Zielgenauigkeit ab, weswegen gut
ausgebildetes Personal, die richtigen technischen Hilfsmittel sowie eine unterstützende
Infrastruktur unerlässlich seien, so die Begründung. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion, da er die Anliegen in der Botschaft zum Programm DaziT erfüllt
sah. Davon unbeeindruckt stimmte der Nationalrat im Mai 2017 mit 132 zu 57 Stimmen
bei einer Enthaltung für die Motion. 12

MOTION
DATE: 04.05.2017
KARIN FRICK
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5) AB SR, 2017, S. 13; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.01.2017 (16.3752); NZZ, 28.2.17
6) AB NR, 2017, S. 541; AB SR, 2017, S. 483 f.; Kommissionsbericht WBK-SR vom 15.05.2017
7) AB NR, 2017, S. 1471 f.; NZZ, 21.9.17
8) AB SR, 2018, S. 72 f.
9) AB NR, 2019, S. 479 ff.; AB SR, 2019, S. 268 ff.; BBl, 2018, S. 3915 ff.
10) AB NR, 2011, S. 1264; Mo. 11.3120
11) AB SR, 2012, S. 53; Mo. 11.3120; NZZ, 22.8.12
12) AB NR, 2017, S. 711 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20 3


